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Herrn Oberbürgermeister Dieter Reiter 

Rathaus 

80331 München München, 08.08.2023 

 

 

Unzureichende Durchsetzung des Versammlungsrechtes bei AfD-Infostand 

 

Am 05.08.2023 veranstaltete die AfD einen Infostand an der Thalkirchner Brücke. Bis zum Eingreifen 

der Polizei wurde der Stand zwei Stunden lang von Störern der sogenannten „Antifa“ feindselig 

bedrängt, Passanten abgeschreckt und Interessierten weitgehend der freie Zugang versperrt. Dies ist 

kein Einzelfall, sondern bei AfD-Veranstaltungen in München seit Jahren nahezu die Regel1. 

 

Die Kreisverwaltungsreferentin wird gebeten folgende Fragen zu beantworten: 

 

1. Gelten die Störer direkt vor dem Infostand im rechtlichen Sinne als eine Versammlung? 

2. Ist eine solche Versammlung laut Versammlungsrecht anmeldepflichtig? 

3. Falls gemäß (1.) und (2.) eine anmeldepflichtige Versammlung stattgefunden hat: wurde diese 

angemeldet und wenn ja, wann? 

4. Falls gemäß (3.) keine Anmeldung stattgefunden hat: lag damit eine Ordnungswidrigkeit vor? 

5. Falls gemäß (4.) eine Ordnungswidrigkeit vorliegt: wurde ein Bußgeld ausgesprochen und wenn 

ja, in welcher Höhe? 

6. Bei Versammlungen gilt ein allgemeines Vermummungsverbot. Gegen dieses haben die Störer 

verstoßen. Wurde dies geahndet? Falls nein, warum nicht? 

7. Wieso ließ die Polizei die Störer zwei Stunden lang gewähren, bis endlich eingeschritten wurde? 

8. Wieso konnten sich die Störer im Anschluss ungestraft entfernen, ohne deren Personalien 

festzustellen, Ordnungsstrafen zu verhängen, etc.? 

9. Gibt es Regelprozesse bzw. Absprachen zwischen Kreisverwaltungsreferat, „Fachstelle für 

Demokratie“, Rathaus (Direktorium) und der Münchener Polizei, wie die Durchsetzung des 

Versammlungsrechtes gegenüber Störern wie der „Antifa“ gehandhabt wird? 

10. Wie steht die Kreisverwaltungsreferentin generell zur grundgesetzlich geschützten Rede- und 

Meinungsfreiheit, sowie dem Recht auf ungehinderte Teilnahme an der politischen 

Willensbildung des Volkes durch Parteien, insbesondere der AfD? 
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1 Siehe auch abgelehnten AfD-Dringlichkeitsantrag „Resolution gegen Gewalt im Wahlkampf“ von Juli 2021: 
https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/6729733 

https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/6729733

